
Firmen müssen
Daten löschen
Der Konsument wird wieder gestärkt.

Betrieben zwingt der neue Datenschutz einiges auf.

STEPHAN KLIEMSTEIN
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Gewinnspiele, Mitglieds-
karten oder Newsletter-
Abos: Bisher war es für

Unternehmen selbstver-
ständlich, Daten wie

etwa Telefonnummer,
E-Mail-Adresse, Wohn-

adresse, Alter und Beruf
von Kunden zu sammeln,

ja regelrecht zu horten. Wozu
eigentlich? Darauf haben vor allem kleine
und mittelständische Unternehmen oft gar
keine Antwort. Für nimmersatte Datenkra-
ken wie Facebook oder Google hingegen ist
Big Data längst ein sehr erfolgreiches Ge-
schäftsmodell. Wenn nun mit dem 25. Mai
2018 die EU-Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) in Kraft tritt, wird sich auch das
Verhältnis zwischen Kunden und Firmen
verändern.

1.
Was unterscheidet sensible und
personenbezogene Daten?

Personenbezogene Daten sind Informatio-
nen, mit denen die Identität einer Person
bestimmt werden kann. Dazu zählen etwa
der Name, die Adresse, Kontonummer oder
die IP-Adresse. Sensible Daten (künftig: be-
sondere Kategorien von personenbezoge-
nen Daten) geben Auskunft über die rassi-
sche oder ethnische Herkunft, politische
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche
Überzeugungen oder über die Gewerk-
schaftszugehörigkeit. Dazu zählt auch die
Verarbeitung von genetischen, biometri-
schen und gesundheitsbezogenen Daten
oder Daten zum Sexualleben.

Die Verarbeitung solcher Daten ist nur
zulässig, wenn die Verarbeitung unbedingt
erforderlich ist und wirksame Maßnahmen

zum Schutz getroffen wurden beziehungs-
weise wenn Daten gespeichert werden, wel-
che die betroffene Person selbst öffentlich
gemacht hat. Unternehmen können sich
auch das ausdrückliche Einverständnis des
Kunden holen.

2.
Welche Rechte haben Konsumenten
durch das neue Datenschutzgesetz?

Betroffene haben ein Recht auf Information.
Wer personenbezogene Daten verarbeitet,
muss dem Betroffenen neben dem Namen
und den Kontaktdaten des Verantwortli-
chen auch den Zweck der Datenerhebung
nennen. Darüber hinaus ist über das Recht
auf Auskunft, Berichtigung, Löschung und
Einschränkung aufzuklären. Als Kunde hat
man auch das Recht, ein bereits erteiltes
Einverständnis für die Zukunft zu widerru-
fen. In diesem Falle darf der Unternehmer
die personenbezogenen Daten grundsätz-
lich nicht mehr verarbeiten.

3.
Wannmüssenmeine
Daten gelöscht werden?

Wird ein entsprechendes Begehren gestellt,
sind die Daten unverzüglich zu löschen, je-
denfalls binnen eines Monats. Der Unter-
nehmer darf beziehungsweise muss die Da-
ten trotz Löschungsbegehren länger behal-
ten, wenn gesetzliche Aufbewahrungsfris-
ten dies vorschreiben.

Jeder hat das Recht, vom Unternehmer
eine Information darüber zu erhalten, ob
personenbezogene Daten verarbeitet wer-
den. Ist dies der Fall, muss der Verantwort-
liche dem Betroffenen Auskunft zum
Zweck, zur Rechtsgrundlage, den Katego-
rien personenbezogener Daten, zu allfälli-
gen Empfängern, zur Speicherdauer und

zur Herkunft der
Daten geben. Be-
troffene sind auch
dann zu informieren,
wenn keine Daten gespei-
chert werden. Dabei handelt es
sich um eine sogenannte Negativ-
auskunft.

Weiters hat der Unternehmer über die
sonstigen Rechte aufzuklären, insbesonde-
re auch über das Beschwerderecht bei der
Datenschutzbehörde.

Für Anträge bestehen keine Formvor-
schriften. Sie können sowohl schriftlich als
auch mündlich gestellt werden. Allerdings
muss der Unternehmer, bevor er eine Aus-
kunft erteilt, die Identität des Auskunfts-
werbers klären. Konsumenten, die Auskunft
zu ihren Daten haben wollen, sind daher
zur Mitwirkung verpflichtet. Sobald die
Identität geklärt ist, sind Anträge unverzüg-
lich zu beantworten, längstens aber binnen
eines Monats ab Eingang. Nur wenn die Be-
antwortung des Antrags komplex ist und
mehrfache Anträge vorliegen, kann die Frist
um zwei weitere Monate verlängert werden.

Für die Auskunftserteilung darf das Un-
ternehmen grundsätzlich nichts verrechnen.
Eine Kopie der personenbezogenen Daten,
die Gegenstand der Verarbeitung sind, muss
der Verantwortliche dem Betroffenen kos-
tenlos zur Verfügung stellen. Für weitere Ko-
pien kann ein Entgelt verlangt werden. Auch
bei offenkundig unbegründeten oder exzes-
siven Anträgen dürfen Verwaltungskosten
verrechnet oder verweigert werden.

4.
Was sollte ich darüber hinaus
als Konsument beachten?

Wer sich dafür interessiert, welche Daten zu

wel-
chem

Zweck
erhoben

werden und was mit
ihnen passiert, kann sich

künftig über mehr Transpa-
renz freuen. Besonders im Netz, wo

sich unsere Vorlieben und unser Privates
am besten durchleuchten lassen, wird das
neue Datenschutzrecht in den kommenden
Jahren eine gewisse Sensibilisierung bewir-
ken.

In den Datenschutzerklärungen und Coo-
kie-Richtlinien vieler Anbieter finden sich
inzwischen Checkboxen, die es dem Nutzer
per Klick ermöglichen, darüber zu entschei-
den, welche Programme, die sein Nutzer-
verhalten analysieren, er aktivieren möchte
und welche nicht.

Auf diese Weise wird der Konsument wie-
der Herr seiner Daten – er bestimmt, ob er
speziell auf sein Nutzungsverhalten zuge-
schnittene Werbung erhalten möchte oder
nicht. Das ist fair. Fragt sich nur, wie lange
das neue Recht mit dem Internet und der
Kreativität der Marketingbranche Schritt
halten wird.

Stephan Kliemstein
ist auf Datenschutz
spezialisierter Rechtsanwalt
in Salzburg (König & Kliem-
stein RechtsanwälteOG).
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Darf man im Krankenstand Fußball spielen?
Wer sich nicht strikt an die Anordnungen der Ärzte hält, riskiert eine Kündigung.

WOLFGANG ZARL

Ein Metallarbeiter war wegen starker Rü-
ckenschmerzen wochenlang krankgeschrie-
ben. Besondere ärztliche Anordnungen gab
es nicht. Während dieses Krankenstands ab-
solvierte der Krankgeschriebene für seinen
Fußballverein ein Meisterschaftsspiel über
die gesamte Spieldauer. Als der Dienstgeber
davon erfuhr, kündigte er ihm.

Der Dienstnehmer focht die Entlassung
gerichtlich an, Recht bekam zuletzt beim
Obersten Gerichtshof (OGH) der Dienstge-

ber. Die Rechtslage ist in solchen Fällen ein-
deutig. Der Arbeitsvertrag verpflichtet den
Arbeitnehmer, sich im Falle einer Krankheit
so zu verhalten, dass seine Arbeitsfähigkeit
möglichst bald wiederhergestellt wird. Folgt
der Arbeitnehmer nicht den entsprechen-
den Anordnungen des Arztes, kann er ent-
lassen werden.

Im gegenständlichen Fall betonte der
OGH: Dem Arbeitnehmer musste auch ohne
ärztliche Anordnungen bewusst sein, dass
bei der diagnostizierten Krankheit das Be-
streiten eines Fußballmeisterschaftsspiels

den Genesungsprozess verzögern kann.
Ähnlich abgeblitzt ist beim OGH eine Ar-
beitnehmerin, der der Arzt aufgrund einer
eitrigen Rachenentzündung Medikamente,
körperliche Schonung und häusliche Pflege
verordnet hatte. Dennoch brach sie zu einer
mehrstündigen, anstrengenden Autoreise in
ihre Heimat auf. Dass sie nur Beifahrerin
war, kam ihr nicht zugute. Ebenso erging
es einem Arbeitnehmer, der sich aufgrund
einer Gastritis im Krankenstand befand, der
ärztlichen Anordnung, strenge Ruhe zu
halten, aber dadurch zuwiderhandelte, dass

er Vortragsreisen ins Ausland unternahm.
Kein Grund für eine Entlassung ist hingegen
geringfügiges Zuwiderhandeln gegen ärztli-
che Anordnungen. Wenn also zum Beispiel
ein Krankgeschriebener auf dem Weg zum
Arzt einen Bankweg miterledigt. Gleiches
gilt, wenn ein wegen Kreuzschmerzen
Krankgeschriebener (ohne konkrete ärztli-
che Anweisungen) für kurze Zeit eine Dis-
kothek besucht. In diesem Fall, urteilten die
Höchstrichter, könnten sogar die Tanzbe-
wegungen die Heilung des Leidens fördern.
Wolfgang Zarl ist Rechtsanwalt in Salzburg.
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